
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Ja

Gesetz: BGB § 174-; ZPO §§ 118, 233

Leitsätze:
1„ Wird die Kündigung von einem Vertreter des Arbeitgebers ausgesprochen, der wie der Per- 

sonälabteilungsleiter eine Stellung bekleidet, 
mit der das Kündigungsrecht verbunden zu sein 
pflegt, dann bedarf es für die Wirksamkeit 
der Kündigung nicht der Vorlage einer Voll­machtsurkunde durch den Vertreter nach Maß­
gabe des § 174- Satz 1 BGB, Vielmehr hat in 
einem solchen Fall der Arbeitgeber seine Be­
legschaft im Sinne des § 174- Satz 2 BGB davon 
in Kenntnis gesetzt, daß der Personalabtei­
lungsleiter zur Abgabe von Kündigungserklä- 
rungen bevollmächtigt ist,

2o Das gilt auch, wenn der Arbeitgeber selbst 
den Arbeitnehmer eingestellt hat, während die 
Kündigung vom Leiter der Personalabteilung 
ausgesprochen wird, Es gibt keinen Erfahrungs­
satz, daß die Befugnis zur Einstellung und die 
Befugnis zur Entlassung zusammenfallen,

3» Eine Partei, die für die Durchführung der Be­
rufung um die Bewilligung des Armenrechts nach­
suchen will, braucht sich nicht schon vor Zu­
stellung der vollständigen Fassung des anzu­
fechtenden Urteils um die Beschaffung::des in 
§ 118 Abs, 2 ZPO bezeichneten Zeugnisses zu. 
bemühen. Auch ist sie nicht gehalten, vorsorg­
lich zur Fristwahrung Berufung einzulegen,‘

Aktenzeichen: 2 AZR 298/71 
Urteil des BAG vom 30, Hai 1972 JjAG Niedersachsen
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2 AZR 298/71
6 Sa 101/71 NiederSachsen
Verkündet am 
30. Mai 1972
gez. Kistner,
Angestellte
als Urkundsbeamtin
der Geschäftsstelle

ln Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 30. Mai 1972 durch die Bun­
de sricht er Dr. Gröninger, Dr. Rengier und Dr. Thomas sowie 
die Bundesarbeitsrichter Dr. Jung und Thieß für Recht er­
kannt ;

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts NiederSachsen vom 
8. Juni 1971 - 6 Sa 101/71 - aufgehoben.
Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Braunschweig vom 5. November 
1970 - 1 Ga 834/70 - wird zurückgewiesen.
Der Kläger trägt die Kosten der Berufung und 
der Revision.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
-  2 -
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Tatbestand %

Die Parteien streiten darum, ob der Beklagte, ein einge­
tragener Verein, dem Kläger zum 30» Juni 1970 wirksam gekün­
digt hat.

Der Beklagte hat sich nach seiner Satzung die Aufgabe 
gestellt, "an der Neugestaltung des wirtschaftlichen und 
sozialen Lebens zum V/ohle einer allgemeinen Befriedung mit­
zuarbeiten" o Er will u.a. "zeitgemäße Formen der Menschen­
führung entwickeln und lehren" und unterhält zu diesem Zweck 
als rechtlich unselbständige "Institutionen" eine "Akademie 
für Führungskräfte der V/irtschaft", eine "V/irtschaftsakademie 
für Lehrer" und eine "Akademie für Fernstudium"; ferner be­
treibt er einen rechtlich selbständigen Fachverlag. Allei­
niges Vorstandsmitglied ist Professor Dr. R H

Der Kläger, von Beruf Diplom-Dolmetscher, wurde zum 
Io Januar 1970 als Übersetzer mit einem Monatsgehalt von 
3»000,—  DM eingestellt« Nach einer dreimonatigen Probezeit 
galt für die Kündigung eine Frist von sechs Wochen zum 
Schluß eines Kalendervierteljahres. Für die Kündigung war 
Schriftform vereinbart. Die Einstellungsverhandlungen hatte 
der Kläger mit dem Angestellten R , dem Leiter der Haupt­
abteilung Personal / Ausbildung des Beklagten, geführt. Den 
zwischen Herrn R und dem Kläger im einzelnen abgespro­
chenen schriftlichen Vertrag Unterzeichnete auf der Arbeit­
geberseite neben Herrn R auch Herr Prof. Dr. H

Am 14-. Mai 1970 erhielt der Kläger auf einem Briefbogen 
der "Akademie für Fülirungskräfte der V/irtschaft" eine Kündi­
gung zum 30. Juni 1970. Das Schreiben war unterhalb der 
Bezeichnung "Hauptabteilung Personal /Ausbildung" von deren 
Leiter R unterzeichnet. Nach Unterredungen zwischen dem
Kläger und Herrn R , deren Inhalt streitig ist, wies
der Kläger mit Schreiben vom 23. Mai 1970 an die genannte 
Akademie die Kündigung zurück. Er sei von dem Beklagten 
angestellt; aus dem Kündigungsschreiben ergebe sich nicht 
die Bevollmächtigung zur Auflösung des Anstellungsvertrages.
-  5 -
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Dazu hat der Kläger in diesem Rechtsstreit vorgetragen, die 
Bevollmächtigung des Angestellten R zur Abgabe der Kün­
digung serklärung sei ihm nicht zur Kenntnis gebracht worden« 
Dementsprechend verfolgt er mit seiner Klage, soweit sie in 
die dritte Instanz gelangt ist, den Antrag festzustellen, 
daß die am 14« Mai 1970 ausgesprochene Kündigung rechtsunwirk­
sam ist«

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen; das Landes­
arbeit äg er ich t hat ihr stattgegeben, weil die Kündigung nicht 
vom Vorsitzenden des Beklagten erklärt worden sei und der 
Angestellte R eine Urkunde über seine Bevollmächtigung
nicht vorgelegt habe« Hiergegen richtet sich die Revision 
des Beklagten, der um Bestätigung des arbeitsgerichtlichen 
Urteils bittet«

Entscheidungsgründe %

I» Entgegen der Ansicht der Revision waren die Eormalien 
der Berufung des Klägers gegen das Urteil des Arbeitsgerichts 
in Ordnung, die Berufung also zulässig, nachdem das Landes­
arbeitsgericht ihm das Armenrecht bewilligt und die Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Beru- , 
fungsfrist gewährt hatte«
1« Am letzten Tag der Berufungsfrist, dem 7»' Januar 1971» 
lag dem Landesarbeitsgericht allerdings nur der Antrag des 
Prozeßbevollmächtigten des Klägers vor, diesem für die Be­
rufungsinstanz das Armenrecht zu bewilligen, ohne daß dem 
Antrag das in § 118 Abs« 2 ZPO genannte Zeugnis beigefügt 
war« Das reichte an sich nicht aus, um dem Kläger nach der 
Entscheidung über das Armenrechtsgesuch, die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand wegen der dann eingetretenen Versäu­
mung der Berufungsfrist zu gewähren; denn die Wiedereinsetzung 
ist nur möglich, wenn das Armenrechtsgesuch, selbst wenn es 
erst am letzten Tag der Frist beim Berufungsgericht eingeht, 
geeignet ist, zur Bewilligung des Armenrechts zu führen, und 
dazu gehört der Nachweis der Armut innerhalb der Rechtsmittel-
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frist (BAG AP Nr. 34 zu § 233 ZPO). Davon gilt aber eine 
Ausnahme, wenn die arme Partei innerhalb der Wiederein­
setzungsfrist (§ 23̂ - ZPO) glaubhaft macht, daß sie durch 
einen unabwendbaren Zufall daran gehindert x»/ar, die für 
den Nachweis ihrer Armut erforderlichen Unterlagen inner­
halb der Rechtsmittelfrist einzureichen (BAG aaO in Über­
einstimmung mit der ständigen Rechtsprechung des Bundes­
gerichtshofs, ZoB. BGHZ 27, 132).
2. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht angenommen, daß 
die zuletzt genannten Voraussetzungen erfüllt waren. Der 
Kläger hat, wie glaubhaft gemacht ist, wegen der Behinde­
rung infolge der zahlreichen Feiertage zwischen der Zustel­
lung des erstinstanzlichen Urteils an seinen x̂ eit entfernt 
wohnenden Prozeßbevollmächtigten (24. Dezember 1970) und 
dem letzten Tag der Berufungsfrist (7» Januar 1971) erst 
am 30o Dezember 1970 von seinem Anwalt die Nachricht erhal­
ten, daß er zum Zwecke der Einlegung der Berufung die vor­
geschriebenen Armenrechtsunterlagen beschaffen müsse. Eben­
falls wegen der Feiertage und des in dieser Zeit einge­
schränkten Dienstbetriebs der zuständigen Behörden war er 
nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts frühes­
tens am 5 . Januar 1971 zwar noch nicht im Besitz des amt­
lichen Armutszeugnisses, wohl aber solcher Unterlagen, die 
es dem Landesarbeitsgericht ermöglicht hätten, den Nachweis 
der Armut als geführt anzusehen. Wenn er diese Unterlagen 
nicht noch am 5» Januar 1971 an das Landesarbeitsgericht 
abschickte, sondern am folgenden Tag sich davon Fotokopien 
hersteilen ließ, wozu er wegen des gesetzlichen Feierta­
ges (6. Januar = Erscheinungsfest) an seinem Wohnort Hei­
delberg "außer Landes" nach Ludwigshafen fuhr, so ist ihm 
das nicht als Verschulden anzurechnen.

Der unabwendbare Zufall für den Kläger trat dadurch 
ein, daß der von ihm am 6. Januar 1971 mit Poststempel von 
17«00 Uhr in Ludwigshafen an das Landesarbeitsgericht in 
Hannover zur Post gegebene Brief mit den Unterlagen über den 
Nachweis seiner Armut erst am 8. Januar 1971, also einen
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79
Tag nach Ablauf der Rechtsmittelfrist, beim Landesarbeitsge­
richt eingingo Mit einer solchen Verzögerung in der Postbe­
förderung brauchte der Kläger als eine mit der Wahrung von 
Rechtsmittelfristen nicht vertraute Person nicht zu rechnen» 
Er konnte darauf vertrauen, daß der um 17°00 Uhr des 6»Januar 
197'"! in Ludwigshafen, einer Großstadt mit guten Bahn- und 
Postverb Ladungen, aufgegebene Brief die mit genauer Anschrift 
bezeichnete Behörde in Hannover am folgenden Tag erreichen 
werde»
5» Unbegründet ist der Einwand der Revision,, der Kläger ha­
be sich schon nach der Verkündung des arbeitsgerichtlichen 
Urteils am 5° November 1970 um die Armenrechtsunterlagen be­
mühen müssen» Der armen Partei ist wie jeder anderen Partei 
zuzugestehen, daß sie sich erst anhand des in vollständiger 
Passung zugestellten Urteils darüber schlüssig wird, ob 
sie ein Rechtsmittel einlegen will» Erst von da an ist sie 
auch gehalten, de Armenrechtsunterlagen zu beschaffen, zumal 
nach dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge selbst die kurze 
Berufungsfrist des arbeitsgerichtlichen Verfahrens dafür aus­
reicht o

Auch trifft die Ansicht der Revision nicht zu, der Klä­
ger habe auf jeden Pall fristgerecht Berufung einlegen müs­
sen, wenn er nicht bis zum Ablauf der Berufungsfrist seine 
Armut habe nachweisen können» Die arme Partei würde damit 
das Risiko auf sich nehmen, daß sie die mit der Einlegung 
des Rechtsmittels entstehenden Kosten tragen müßte» Das wird 
im Palle der Armut nicht verlangt (BGHZ 16, 1)»
II» In der Sache selbst hat die Revision Erfolg» Entgegen 
der Ansicht des Landesarbeitsgerichts hat der Beklagte dem 
Kläger am 14» Mai 1970 rechtswirksam zum 30» Juni 1970 gekün­
digt» Das Landesarbeitsgericht hat die Vorschrift des £) 174 
Satz 2 BGB unrichtig angewandt»
1» Die vom Landesarbeitsgericht behandelte und von der Re­
vision erneut aufgegriffene Präge, ob der Kläger die Kündi­
gung "unverzüglich" zurückgewiesen hat, weil sie ohne Vorla­
ge einer Vollmachtsurkunde auf den Namen des Angestellten

-  6 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


R ausgesprochen wurde, kann offenhleiben= Darauf kommt
es nur bei Anwendung des § 174- Satz 1 BGB an» Diese Vor­
schrift scheidet hier deshalb aus, weil allein darauf abzu­
stellen ist, ob der Kläger von der Bevollmächtigung seines 
Erklärungsgegners im Sinne des § 174- Satz 2 BGB Kenntnis hat­
te»
2o Das Landesarbeitsgericht hat zu Unrecht verneint, daß 
der Kläger durch den Beklagten von der Bevollmächtigung des 
Leiters seiner Hauptabteilung Personal zur Abgabe einer Kün­
digungserklärung nicht in Kenntnis gesetzt worden sei» Das 
Inkenntnissetzen im Sinne des § '174- Satz 2 BGB gegenüber den 
Betriebsangehörigen kann und wird in aller Regel darin lie­
gen, daß der Arbeitgeber bestimmte Mitarbeiter z.B. durch 
die Bestellung zum Prokuristen, Generalbevollmächtigten oder 
Leiter der Personalabteilung in eine Stellung beruft, mit 
der das Kündigungsrecht verbunden zu sein pflegt (Hueck- 
Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7» Aufl», Bd» I, § 56 
VIII, So 557 zu Fußnote 64-). Hat der Arbeitnehmer, dem gegen­
über eine Kündigung ausgesprochen wird, Kenntnis davon, daß 
sein Erklärungsgegner wie im Streitfall die Stellung des 
Personalabteilungsleiters innehat, dann ist ihm zuzurechnen, 
daß er dessen Bevollmächtigung gekannt hat» Jede andere 
Auslegung des § 174- Satz 2 BGB würde den Erfordernissen des 
Arbeitslebens nicht gerecht« Etwas anderes kann dann gelten, 
wenn in Wahrheit die Bevollmächtigung fehlt» Dann handelt 
es sich aber nicht um .einen Fall des § 174- BGB, sondern des 
§ 180 BGB» Es ist unstreitig, daß der Angestellte R 
bevollmächtigt gewesen ist, die Kündigung vom 14-» Mai 1970 
au s zu sprechen»
3» ..Das Landesarbeitsgericht hat nicht verkannt, daß dem 
Leiter der Personalabteilung eines Betriebes im allgemeinen 
das Recht zur Abgabe der Kündigungserklärung zusteht0 Es 
hat jedoch für den Streitfall die Auffassung vertreten, dem 
Kläger sei diese Befugnis des Herrn R nicht erkennbar
gewesen; denn die Befugnis zur Einstellung und Entlassung 
werde meistens dem gleichen Personenkreis erteilt und der
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Kläger habe wegen der näheren Umstände seiner eigenen Ein­
stellung davon ausgehen können, daß Herr R nur in Ge­
meinschaft mit dem Vorsitzenden des Beklagten zur Einstellung 
und dementsprechend auch zur Entlassung befugt gewesen sei» 

Damit stützt sich das Landesarbeitsgericht auf einen 
Erfahrungssatz, den es nicht gibt* Es trifft nicht zu, daß 
die Befugnis zur Einstellung und die Befugnis zur Entlassung 
zumeist zusammenfallen» Die Entscheidung über die Einstellung 
eines Mitarbeiters, insbesondere eines hochbezahlten Ange­
stellten in herausgehobener Stellung, liegt in aller Regel 
beim Arbeitgeber oder den ihn repräsentierenden leitenden 
Personen des Unternehmens, während die Durchführung einer 
Entlassung, d.h» der Ausspruch der Kündigung, im allgemeinen 
dem Leiter der Personalabteilung übertragen isto Daß durch­
aus zwischen Einstellungs- und Entlassungsbefugnis zu unter­
scheiden ist in dem Sinne, daß die beiden Befugnisse viel­
fach nicht zusammenfallen, zeigt das Gesetz selbst«, Während 
nach § 14 Abs» 2 KSchG schon derjenige leitender Angestellter 
ist, der entweder zur Einstellung oder zur Entlassung berech­
tigt ist, verlangt § 5 Abs, 3 Nr0 1 BetrVG nBV„ (ebenso § 4 
Abs» 2 Buchst» c BetrVG aoPo) für den Begriff des leitenden 
Angestellten, daß er sowohl Einstellungs- als auch Entlas­
sung sbefugnis hato
4o Daraus folgt, daß der Beklagte, indem er eine Personal­
abteilung eingerichtet und den Angestellten R zu deren
Leiter bestellt hat, die Voraussetzungen dafür geschaffen hat, 
daß den Angehörigen seiner Belegschaft im Palle einer Kün­
digung durch den Personalabteilungsleiter die Möglichkeit 
genommen ist, die Uichtvorlage der Vollmachtsurkunde 
zu beanstanden und dadurch die Unwirksamkeit der Kündigung 
nach Maßgabe des § 174 Satz 1 BGB herbeizuführeho Das gilt 
jedenfalls dann, wenn der Arbeitnehmer, dem gekündigt 
wird, weiß, daß der Kündigende PersonaIbteilungsleiter 
ist» Diese Kenntnis hat der Kläger gehabt; denn er hat 
mit dem Angestellten R nicht als einem beliebigen
Mitarbeiter des Beklagten, sondern in dessen Eigenschaft als 
Leiter der Hauptabteilung Personal / Ausbildung die Einstel-
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luhgsbedingungen ausgehandelt. Überdies hat Herr R den
.Anstellungsvertrag mitunterzeichnet. Hiernach kommt es nicht 
mehr darauf an, ob der Kläger die Kenntnis von der Stellung 

i.vdes Herrn R auch durch Vorlage des Organisationsplanes
des Beklagten erlangt hat. Zumindest müßte sich der Kläger 
entgegenhalten lassen, daß es ihm ohne weiteres möglich war, 
diesen ihm vorgelegten Plan einzusehen, der eindeutig klar­
stellt, daß es beim Beklagten eine Hauptabteilung Personal / 
Ausbildung gibt, als deren Leiter ihm Herr R bekannt war.
5. Schließlich hat der Personalabteilungsleiter auch er­
kennbar im Rahmen des Beklagten die Kündigung ausgesprochen. 
Die Verwendung des Briefbogens mit dem Kopf "Akademie für 
Führungskräfte der Wirtschaft" ist unschädlich. Als einem 
Angestellten in herausgehobener Stellung konnte dem Kläger 
nicht verborgen bleiben, daß diese Akademie gemäß der Ver­
einssatzung als unselbständige Einrichtung des Beklagten keine 
eigene Rechtspersönlichkeit und dementsprechend ihm gegen­
über auch kein Kündigungsrecht hatte. Das von dem Leiter der 
(über dessen Unterschrift ausdrücklich genannten) Hauptab­
teilung Personal / Ausbildung Unterzeichnete Schreiben konn­
te deshalb vom Kläger nur als Erklärung des Beklagten, als 
dessen Angestellter ihm Herr R bekannt war, verstanden
werden und ist, wie sein weiteres Vorgehen zeigt, zutref­
fend auch so verstanden worden.
6. Nach alledem ist die Kündigung vom 14. Mai 1970 bürger­
lich-rechtlich wirksam. Ein gesetzlicher Kündigungsschutz 
hat dem Kläger damals noch nicht zugestanden (§ 1 Abs. 1 
KSchG). Auch sonstige Unwirksamkeitsgründe sind nicht er­
sichtlich. Das Arbeitsverhältnis hat deshalb aufgrund der 
ordentlichen Kündigung am JO. Juni 1970 geendet.

gez. Dr. Gröninger Dr. Rengier Dr. Thomas
Dr. Jung Thieß

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	79

	79


